
· Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Burgenländischen Landtages
der XVIII. Gesetzgebungsperiode

Ausschussbericht

Bericht und Abänderungsantrag

Beilage 169

des Rechtsausschusses und des Finanz-, Budget- und Haushaltsausschusses
betreffend den Gesetzentwurf (Bei lage 144) über das Besoldungsrecht der
Landesbeamten (Burgenländisches Landesbeamten-Besoldungsrechtsgesetz 2001 ­
LBBG 2001) (Zahl 18 - 90) (Beilage 169).

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss haben den
Gesetzentwurf über das Besoldungsrecht der Landesbeamten (Burgenländisches
Landesbeamten-Besoldungsrechtsgesetz 2001 - LBBG 2001) in ihrer 5.
gemeinsamen Sitzung am Mittwoch, dem 26. September 2001, beraten.

Vor Behandlung des Tagesordnungspunktes wurde beschlossen, dass alle
anwesenden Landtagsabgeordneten, die nicht dem Rechtsausschuss und dem
Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss angehören, gern. § 42 Abs. 1 GeOLT mit
beratender Stimme der Verhandlung beigezogen werden.

Landtagsabgeordneter Mag. Mezgolits wurde zum Berichterstatter gewählt.

Nach seinem Bericht stellte Landtagsabgeordneter Mag. Mezgolits einen
Abänderungsantrag.

Bei der Abstimmung wurde der von Landtagsabgeordneten Mag. Mezgolits gestellte
Abänderungsantrag ohne Wortmeldung einstimmig angenommen.

Der Rechtsausschuss und der Finanz-, Budget- und Haushaltsausschuss stellen
daher den Antrag, der Landtag wolle dem Gesetzentwurf über das Besoldungsrecht
der Landesbeamten (Burgenländisches Landesbeamten-Besoldungsrechtsgesetz
2001 - LBBG 2001) unter Einbezug der von Landtagsabgeordneten Mag. Mezgolits
beantragten und in der Beilage ersichtlichen Abänderung die verfassungsmäßige
Zustimmung erteilen.

Eisenstadt, am 26. September 2001

Der Berichterstatter:

Mag. Mezgolits eh.

Der Obmann des Rechtsaus­
schusses als Vorsitzender
der gemeinsamen Sitzung:
Dr. Moser eh.



Änderung der Regierungsvorlage (Z!. 18-90) betreffend ein Gesetz über das Besol­
dungsrecht der Landesbeamten (Burgenländisches Landesbeamten - Besoldungs­
rechtsgesetz 2001 - LBBG 2001)

Die Regierungsvorlage (Z!. 18-90) betreffend ein Gesetz über das Besoldungsrecht
der Landesbeamten (Burgenländisches Landesbeamten - Besoldungsrechtsgesetz
2001 - LBBG 2001) wird wie folgt geändert:

1. § 10 Abs. 2 Z 1 lit. a lautet:
"a) in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft oder zu
einem inländischen Gemeindeverband oder"

2. Im § 10 Abs. 2 Z 4 treten an die Stelle der Iit. f folgende Bestimmungen:
"f) einer Tätigkeit als Wissenschaftlicher (Künstlerischer) Mitarbeiter (in Aus­

bildung) gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Abgeltung von wissen­
schaftlichen und künstlerischen Tätigkeiten an Universitäten und Universitäten
der Künste, BGB!. Nr. 463/1974,

g) in einem Dienstverhältnis, das im Rahmen der Rechtsfähigkeit einer in­
ländischen öffentlichen Universität oder inländischen öffentlichen Universität
der Künste, der Akademie der Wissenschaften, der Österreichischen Natio­
nalbibliothek oder einer sonstigen wissenschaftlichen Einrichtung gemäß For­
schungsorganisationsgesetz, BGB!. Nr. 341/1982, oder eines Bundesmuse­
ums oder des Österreichischen Patentamtes eingegangen worden ist;"

3. Im § 10 erhalten die Abs. 8 bis 16 die Absatzbezeichnungen ,,9 bis 17"; nach § 10
Abs. 7 wird folgender Abs. 8 eingefügt:
,,(8) Soweit Abs. 2 die Berücksichtigung von Dienstzeiten oder Zeiten im Lehrbe­
ruf von der Zurücklegung bei einer inländischen Gebietskörperschaft, einer inlän­
dischen Schule oder sonst genannten inländischen Einrichtung abhängig macht,
sind diese Zeiten auch dann zur Gänze für den Vorrückungsstichtag zu berück­
sichtigen, wenn sie
1. nach dem 7. November 1968 bei einer vergleichbaren Einrichtung eines

Staates zurückgelegt worden sind, der oder dessen Rechtsnachfolger nun­
mehr Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes ist, oder

2. nach dem 31. Dezember 1979 bei einer vergleichbaren Einrichtung des Staa­
tes zurückgelegt worden sind, mit dem das Assoziierungsabkommen vom 29.
12. 1964, 1229/1964, geschlossen worden ist."

4. Im § 10 lautet der neue Abs. 10 Z 1:
,,1. die Zeit, die nach Abs. 2 Z 1 oder Z 4 lit. e, f oder g oder nach Abs. 8 zu be­
rücksichtigen wäre, wenn der Beamte auf Grund einer solchen Beschäftigung ei­
nen Anspruch auf laufende Pensionsleistungen erworben und diese nicht dem
Land abgetreten hat,"

5. Im § 10 wird im neuen Abs. 12 das Zitat "lit. d bis f' durch das Zitat "Iit. d bis g"
ersetzt.
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6. § 31 Abs. 3 lautet:
,,(3) Die in einem Dienstverhältnis zu einer anderen inländischen Gebietskörper­
schaft als dem Land oder bei einer den angeführten Einrichtungen vergleichbaren
Einrichtung nach § 10 Abs. 8 zurückgelegten Zeiten zählen jedoch nicht zur
Dienstzeit im Sinne des Abs. 1, wenn sie bei dieser Gebietskörperschaft oder die­
ser vergleichbaren Einrichtung einen Anspruch auf eine vergleichbare Jubilä­
umszuwendung bewirkt haben oder für einen künftigen derartigen Anspruch zäh­
len."

7. Im § 35 erhalten die Abs. 10 bis 12 die Absatzbezeichnungen ,,11 bis 13"; nach
§ 35 Abs. 9 wird folgender Abs. 10 eingefügt:
,,(10) Für die Dauer eines für zeitabhängige Rechte anrechenbaren Karenzurlau­
bes ist der zu leistende Pensionsbeitrag wie folgt zu bemessen:
1. Ist der Karenzurlaub von Gesetzes wegen eingetreten oder übersteigt er die

Dauer von sechs Monaten nicht, so ist der Pensionsbeitrag von demjenigen
Monatsbezug zu leisten, der dem Beamten gebühren würde, wenn er nicht ka­
renziert worden wäre.

2. Wurde der Karenzurlaub auf Antrag gewährt, so bildet derjenige Monatsbezug
die Bemessungsgrundlage für den Pensionsbeitrag, der dem Beamten gebüh­
ren würde, wenn er ohne Zuweisung einer neuen Verwendung von seinem
bisherigen Arbeitsplatz abberufen worden wäre."

8. Dem § 113 werden folgende Abs. 3 bis 8 angefügt:
,,(3) Weist ein Beamter des Dienststandes oder des Ruhestandes Vordienstzeiten
gemäß § 10 Abs. 2 Z 1 lit. a oder Abs. 8 auf ,die noch nicht nach einer anderen
Bestimmung zur Gänze für die Ermittlung des Vorrückungsstichtages berücksich­
tigt worden sind und die nun zur Gänze zu berücksichtigen sind, ist auf seinen
Antrag der Vorrückungsstichtag entsprechend zu verbessern. Antragsberechtigt
sind weiters bei Zutreffen der Voraussetzungen auch ehemalige Beamte; zustän­
dig ist in diesem Fall jene Dienstbehörde, die zuletzt für sie zuständig war. An­
tragsberechtigt sind auch Personen, denen als Angehörige oder Hinterbliebene
ein Versorgungsanspruch nach einem vom ersten oder zweiten Satz erfassten
Beamten oder ehemaligen Beamten zusteht.

(4) Anträge nach Abs. 3 sind rechtswirksam, wenn sie vor Ablauf des 31. Juli
2002 gestellt werden.

(5) Eine Verbesserung des Vorrückungsstichtages nach Abs. 3 wird rückwirkend
mit Beginn des Dienstverhältnisses, frühestens jedoch mit nachstehendem Datum
wirksam:
1. soweit die Verbesserung auf einer Anrechnung von Zeiten eines Dienstver­

hältnisses zu einem inländischen Gemeindeverband oder einer nach § 10
Abs. 8 vergleichbaren Einrichtung beruht, mit 1. Jänner 1999,

2. soweit die Verbesserung auf einer Anrechnung anderer von § 10 Abs. 8 er­
fasster Zeiten beruht, mit 1. Jänner 1994.

(6) Führt eine rückwirkende Verbesserung des Vorrückungsstichtages nach den
Abs. 3 und 5 zu einer Verbesserung der besoldungsrechtlichen Stellung, ist diese
an Stelle der nach dem bisherigen Recht maßgebenden besoldungsrechtlichen
Stellung für allfällige Überleitungsmaßnahmen und Bemessungen von Ab­
fertigungen oder von Pensionsleistungen maßgebend. Bereits durchgeführte der-
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